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Meinl-Reisinger warnt: Kommt
Österreichs Sparplan nicht rechtzeitig?

Kleine Zeitung berichtet über die Sparpolitik der SPÖ, Meinl-
Reisingers Forderungen und die EU-Investitionsstrategie.

Österreich - Vizekanzler Andreas Babler und Finanzminister
Markus Marterbauer, beide von der SPÖ, befürworten die
Fortsetzung des Sparkurses der Regierung. Dies wurde im
Rahmen der laufenden Diskussionen über die Haushaltslage am
heutigen Tag, dem 13. April 2025, deutlich. Während der
Fiskalrat ein Defizit von 4,4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) für dieses Jahr prognostiziert, äußert NEOS-Klubobfrau
Beate Meinl-Reisinger, dass die geplanten
Einsparungsmaßnahmen möglicherweise nicht ausreichen, um
das angestrebte Sanierungsvolumen von 6,4 Milliarden Euro zu
erreichen. Diese Aussagen unterstreichen die Unsicherheit, die
derzeit in der politischen Landschaft vorherrscht.



Ursprünglich wurde erwartet, dass Einsparungen in Höhe von
6,4 Milliarden Euro ein EU-Defizitverfahren abwenden könnten.
Nun bleibt jedoch nur die Erfüllung der Basis-Anforderungen der
EU-Kommission zu erwarten. Meinl-Reisinger fordert daher
umfassende strukturelle Reformen, die notwendig sind, um das
Budget nachhaltig zu sanieren. Ein zentraler Punkt ihrer Kritik ist
die Steuerautonomie der Länder, da der Bund überwiegend die
Steuereinnahmen generiert, während die Verteilung durch einen
komplizierten Finanzausgleich erfolgt.

Die Herausforderungen im
Gesundheitssystem

Meinl-Reisinger sieht zudem Ineffizienzen im
Gesundheitsbereich, die durch die Vielzahl an beteiligten
Akteuren verursacht werden. Die monatlichen Schwankungen in
den Budgetzahlen und die verspätete Veröffentlichung der
Daten von Ländern und Gemeinden, die erst Ende März zur
Verfügung standen, tragen ebenfalls zur Unsicherheit bei. Sie
appelliert an die Regierung, Änderungen vorzunehmen, die eine
frühere und transparentere Datenverfügbarkeit gewährleisten.

Ein weiteres Thema, das die NEOS aufgreifen, ist die kritische
Überwachung von Messengerdiensten. Ein entsprechender
Gesetzentwurf liegt derzeit zur Begutachtung vor, wobei eine
verfassungskonforme Maßnahme, die auch eine längere
Begutachtungsfrist für mögliche Verbesserungen vorsieht, in
Aussicht gestellt wird.

EU-Initiativen zur Verbesserung der
Wirtschaftslage

Parallel zu diesen innenpolitischen Herausforderungen hat die
Europäische Kommission eine neue Strategie zur Schaffung
einer Spar- und Investitionsunion vorgestellt. Dies wurde von der
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen angeführt, die die
Vorteile dieser Union für die Bürger und die Investitionen in



wesentliche Sektoren hervorhob. Das Ziel dieser Initiative ist es,
den Wohlstand, das Wirtschaftswachstum und die
Wettbewerbsfähigkeit innerhalb der EU zu fördern. Laut dem
Draghi-Bericht könnten die Investitionen bis 2030 auf 750 bis
800 Milliarden Euro pro Jahr ansteigen.

Die Spar- und Investitionsunion ist darauf ausgerichtet,
insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen sowie
innovativen Firmen zugutekommen. Trotz der rund 10 Billionen
Euro an Bankeinlagen in der EU, die als sicher, jedoch oft
weniger rentabel eingestuft werden, soll diese Initiative bessere
Renditen für Sparer durch Kapitalmarktanlagen ermöglichen. Die
von der Kommission definierten vier Arbeitsbereiche der Union
umfassen:

Bürger und Sparvermögen: Erhöhung der
Anlagemöglichkeiten für Privatkunden.
Investitionen und Finanzierung: Verbesserung des
Zugangs zu Kapital für Unternehmen.
Integration und Größe: Abbau von Hindernissen für
grenzüberschreitende Transaktionen.
Effiziente Aufsicht im Binnenmarkt: Gleichbehandlung
aller Finanzmarktteilnehmer in der EU.

Zusätzlich wird geplant, ein europäisches
Einlagensicherungssystem einzurichten und den Rahmen für das
Krisenmanagement zu vervollständigen. Dies zeigt, dass der
Erfolg der Spar- und Investitionsunion von den gemeinsamen
Anstrengungen aller Interessenträger abhängt, einschließlich der
Mitgliedstaaten und des Privatsektors.

In der aktuellen politischen und wirtschaftlichen Situation ist
sowohl für die Bundesregierung als auch für die EU eine enge
Zusammenarbeit gefragt, um die finanziellen
Herausforderungen zu bewältigen und gleichzeitig das
Vertrauen der Bürger in die Stabilität der Wirtschaft zu stärken.
Der Dialog über notwendige Reformen und innovative
Maßnahmen ist unerlässlich, um langfristige Lösungen zu finden.
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